
Datenschutz in der Praxis
Entbürokratisierung oder Entkernung? 
Bestrebungen zur Reform der DSGVO und ihre Folgen für den 
Grundrechtsschutz

Monika Grethel

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit im Saarland

Saarbrücken, 17. Februar 2026

01



02

Entwicklung des Datenschutzrechts

w 28. Januar 1981: Übereinkommen Nr. 108 des Europarats zum 
Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung 
personenbezogener Daten" (Datenschutzkonvention)
• Rechtmäßigkeit
• Gebot der Zweckbindung und der Erforderlichkeit
• Informationsanspruch des Betroffenen
• Zusatzprotokoll von 2001: u.a. Einrichtung unabhängiger Kontrollstellen 

w 15. Dezember 1983: Volkszählungsurteil des BVerfG: Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung abgeleitet aus dem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 GG) und der Menschenwürde (Art. 
1 Abs. 1 GG)
• Schützt den Einzelnen vor Eingriffen in seine Privatsphäre durch nicht 

notwendige, willkürliche oder unverhältnismäßige Preisgabe und 
Verwendung seiner persönlichen Daten

• Einschränkung nur durch Gesetze
• Unabhängige Kontrollstellen als organisatorische Absicherung des 

Grundrechtsschutzes
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Entwicklung des Datenschutzrechts

w Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr 
(DS-RL)
• Zielsetzung: Wahrung der Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger 

sowie Gewährleistung des freien Verkehrs personenbezogener Daten 
zwischen den Mitgliedstaaten  

w 1. Dezember 2009: Art. 8 Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRCh): Schutz personenbezogener Daten
• Datenverarbeitung nur nach Treu und Glauben 
• Zweckbindung 
• Verarbeitung nur mit Einwilligung oder auf gesetzlicher Grundlage 
• Auskunfts- und Berichtigungsanspruch
• Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften durch eine unabhängige Stelle

w 2010: EuGH: Erfordernis unabhängiger Aufsichtsbehörden als 
„Hüter der Grundrechte und Grundfreiheiten“
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Entwicklung des Datenschutzrechts

w 27.04.2016 Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (DSGVO)
• Entwurf der EU-Kommission im Januar 2012
• Motivation: 

• neue Gefährdungslage für personenbezogene Daten durch 
Digitalisierung 

• unzureichende Umsetzung der DS-RL in den MS 
• Ziel: 

• Grundrechtsschutz und freier Verkehr personenbezogener Daten
• Gleiche Wettbewerbsbedingungen in Europa (Marktortprinzip)

• Geltungseintritt am 25.05.2018
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Entwicklung des Datenschutzrechts

w Grundsätze der DSGVO
• Wenige materiell-rechtliche Änderungen gegenüber den Vorschriften 

der DS-RL:
• Grundprinzipien der Datenverarbeitung
• Neu: Pflicht zur Benennung eines Datenschutzbeauftragten
Ø Fortgeltung bisheriger Auslegungen

• Stärkere Harmonisierung und bessere Durchsetzung:
• Unmittelbare Geltung in allen MS
• Pflicht zur Zusammenarbeit der nationalen Aufsichtsbehörden bei 

grenzüberschreitenden Sachverhalten (Kohärenzverfahren)
• Europäischer Datenschutzausschuss (EDSA) soll für einheitliche 

Auslegung und Durchsetzung der datenschutzrechtlichen 
Regelungen sorgen

• hohe Sanktionen: Geldbußen bis zu 20 Mio. € oder 4 % des 
weltweiten Jahresumsatzes; nach BDSG a.F. bis max. 300.000 €
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Kritik an der DSGVO 

w Bürokratie und Innovationsfeindlichkeit 
• „one size fits all“

• Unzureichende Ausgestaltung eines risikobasierten Ansatzes -> 
gleiche Vorgaben für KMU und Weltkonzerne

• Hoher Dokumentationsaufwand
• Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten (Art. 30 DSGVO)
• Dokumentation von DSFA
• Rechenschaftspflicht (Art. 5 Abs. 2 DSGVO) 

• Fehlende Rechtssicherheit
• Abstrakte Regelungen, unbestimmte Rechtsbegriffe, 

Abwägungsklauseln 
• Technikneutralität der DSGVO
• Verhältnis zu neuen Digitalrechtsakten (Data Act, KI-VO, DSA …)

• Strengere Vorgaben als in anderen Weltregionen
• Digitalisierung wird gehemmt
• Erschwert Entwicklungen von KI-Anwendungen
• Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit der EU
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Kritik an der Durchsetzung der DSGVO 

w Keine einheitliche Anwendung des Datenschutzrechts durch 
Aufsichtsbehörden in Deutschland

w Vollzugsdefizit bei den Aufsichtsbehörden
• Zu lange Bearbeitungszeiten
• Zu wenig Sanktionen 
• Keine effektive Durchsetzung des Rechts gegenüber großen Tech-

Unternehmen 

w Kooperation der europ. Aufsichtsbehörden unzureichend 
• Unterschiedliche nationale Verwaltungsverfahrensregelungen

w Rechtsprechung des EuGH
• Umsetzung von Entscheidungen führt zu neuen Herausforderungen 
• Strenge Vorgaben für Beschwerdebearbeitung
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Reformvorschläge

w Wirtschaftsverbände
• Forderung nach „praxisnahem Datenschutz“

• Erleichterungen bei Dokumentations- und Informationspflichten
• Abschaffung des Verbots mit Erlaubnisvorbehalt 

• Reform der Datenschutzaufsicht in Deutschland
• weniger strenge Anwendung der DSGVO
• (Stärkere) Zentralisierung der Datenschutzaufsicht für die 

Wirtschaft auf Bundesebene 
• verpflichtende Beratung durch Aufsichtsbehörden

w Draghi-Report zur Stärkung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit 
2024
• Notwendigkeit einer DSGVO-Reform

• bessere Nutzung von Daten, insbes. für Entwicklung von KI-
Anwendungen

• harmonisierte Umsetzung in allen MS 
• vereinfachte Regelungen
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Reformvorschläge

w „Initiative für einen handlungsfähigen Staat“ 14.07.2025
• Informationspflichten reduzieren 
• Statt vorherigem Einverständnis grds. Widerspruchslösungen
• Privilegierte Nutzung von Daten für Forschungszwecke
• Verzicht auf Datenschutzbeauftragte für KMUs
• Ausnahme der DSGVO bei nicht-kommerziellen und risikoarmen 

Tätigkeiten
• Zentralisierung der Aufsicht bei der BfDI, insbes. für länderübergreifend 

und international arbeitende Unternehmen

w Experten aus Wissenschaft und Praxis
• Max Schrems (noyb) und Axel Voss (MdEP)

• Risikobasierte DSGVO in 3 Stufen: Mini – Normal – Plus -> je 
größer eine Organisation, desto strikter die Regeln 

• TUM Think Tank: Reformbausteine Dezember 2025
• Statt Einwilligung mehr Verbots- und Erlaubnistatbestände
• Gleichgewicht zw. Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter
• Stärkung des risikobasierten Ansatzes
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Reformvorschläge der BReg
w Koalitionsvertrag: Bürokratieabbau + Staatsmodernisierung Mai 2025

• Ersetzen von Einwilligungs- durch Widerspruchslösungen bei Nutzung 
staatl. Serviceleistungen

• Verankerung der DSK im BDSG
• Nutzung von Spielräumen der DSGVO zur Verbesserung der 

Kohärenz, einheitlichen Auslegungen und Vereinfachungen für KMUs
• Ausnahmen vom Anwendungsbereich der DSGVO für Vereine, KMUs 
• Bündelung der Datenschutzaufsicht bei der BfDI, die zur 

Bundesbeauftragten für Datennutzung, Datenschutz und 
Informationsfreiheit wird

w Ministerpräsidentenkonferenz: Vereinfachungen im DatenschutzR
• Reform der Datenschutzaufsicht bis 31.12.2027

• Bündelung von Kompetenzen bei der BfDI oder AB der Länder durch 
Zuständigkeitskonzentration/One-Stop-Shop-Regelung

• Prüfung der Pflicht zur Bestellung von Landesdatenschutzbeauftragten
• Aufhebung der Pflicht zur Benennung von Datenschutzbeauftragten

w Vorschlag an die EU für eine Vereinfachung der DSGVO Oktober 
2025
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Reformvorschläge der Datenschutzbehörden 

w Datenschutzaufsichtsbehörden der Länder zur Zentralisierungs-
debatte
• Zentralisierung bringt Nachteile für regionale Wirtschaft und Menschen 

vor Ort
• Vorschläge:

• Eine Datenschutzbehörde als Ansprechpartnerin für Unternehmen 
und Forschende bei länderübergreifenden Sachverhalten

• Effiziente Arbeitsteilung durch Ausweitung des Eine-für-Alle-
Prinzips auf die Datenschutzbehörden

• Institutionalisierung der DSK und Schaffung einer Geschäftsstelle 
sowie verbindliche Mehrheitsentscheidungen

w Verbesserung des Datenschutzes von Kindern in der DSGVO
• Entschließung vom 20. November 2025
• Zehn notwendige Ergänzungen der DSGVO mit Blick auf besondere 

Schutzbedürftigkeit von Kindern, insbes. Begrenzung der Einwilligungs-
möglichkeiten
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Reformvorschläge der Datenschutzbehörden 

w DSGVO-Reform: IT-Hersteller in die Haftung nehmen! 
• Entschließung vom 12. Dezember 2025
• Entwickler und Anbieter von Hard- und Software sollten ebenso wie 

Auftragsverarbeiter Verantwortung für ihre Produkte übernehmen 
Ø Erhöhung der Rechtssicherheit und Erleichterung für Verantwortliche

w DSGVO-Reform: Rechtssicherheit und Innovation gehen Hand in 
Hand – Anpassungen für KI erforderlich
• Entschließung vom 12. Dezember 2025 
• Spezifische Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener 

Daten bei der Entwicklung und dem Betrieb von KI-Anwendungen
• Sicherung der Rechte der Betroffenen -> Ergänzungen in Art. 13 ff DSGVO 

erforderlich
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Vorschläge der Datenschutzkonferenz

w Sonstige Reformideen: 
• Abschaffung der Meldepflicht von Datenschutzbeauftragten bei der 

Aufsichtsbehörde
• Klärung des Begriffs „Justizielle Tätigkeiten“
• Berücksichtigung von Rechten Dritte nicht nur bei Erhalt einer Kopie nach Art. 15 

Abs. 4, sondern bei jeder Auskunft nach Art. 15 Abs. 1 DSGVO 
• Einräumung eines pflichtgemäßen Ermessens der Aufsichtsbehörden bei der 

Beschwerdebefassung
• Einwilligung
• ….
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Aufgreifen der Reformvorschläge in der EU 

w VO (EU) 2025/2518 zur Festlegung zusätzlicher Verfahrensregeln für 
die Durchsetzung der DSGVO
• Ziel: effizientere Aufsicht in grenzüberschreitenden Verfahren durch

• einheitliche Kriterien für die Zulässigkeit grenzüberschreitender 
Beschwerden

• einheitliche Verfahrensrechte für alle Beteiligten
• vereinfachtes Kooperationsverfahren mit verbindlichen Fristen

• Geltungsbeginn am 02.04.2027 

w 21.05.2025 Vorschlag für VO in Bezug auf Maßnahmen zur 
Entlastung für „Small Mid Caps“ (Omnibus Paket IV)

• Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten 
für Unternehmen erst ab 750 Mitarbeitern, es sei denn, die 
Verarbeitung birgt ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten der 
betroffenen Personen  

• Verhandlungen laufen noch
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Aufgreifen der Reformvorschläge in der EU 

w 19.11.2025 Vorschlag der EU-Kommission zur Vereinfachung des 
Rechtsrahmens für den digitalen Bereich (Omnibus-Paket VII)
• Digital-Omnibus-Verordnung zur KI

• Verschiebung des Geltungsbeginns für Hochrisiko-Anwendungen
• Klärung des Zusammenspiels mit anderen EU-Regelungen 

• Digital-Omnibus-Verordnung
• Vorschlag zur Änderung mehrerer VO, u.a. DSGVO ( in Art. 3)
• Überführen verschiedener Rechtsakte (u.a. Data Governance Act) 

in einen reformierten Data Act
• Ziel: 

• Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der EU durch Vereinfachung 
und Konsolidierung bestehender Vorschriften

à Zeitplan unklar
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Digitaler Omnibus – Wesentlicher Inhalt (1)

w Neudefinition des Begriffs personenbezogener Daten in Art. 4 Nr. 1 
DSGVO 
• In Anlehnung an das Urteil des EuGH vom 04.09.2025 (C-413/23) 

sollen Informationen nicht personenbezogen sein, wenn die 
verarbeitende Stelle die betroffene Person unter Berücksichtigung 
vernünftigerweise zu erwartender Mittel nicht identifizieren kann

• Informationen werden für diese Einrichtung auch dann nicht 
personenbezogen, wenn ein potenzieller späterer Empfänger über 
Mittel verfügt, die nach vernünftigem Ermessen zur Identifizierung 
verwendet werden können 

Ø neue komplexe Abgrenzungs- und Auslegungsfragen

w Festlegung durch Kommission, ob pseudonymisierte Daten für 
bestimmte Einrichtungen keine personenbezogenen Daten sind (Art. 
41a DSGVO)
• Entwicklung von Kriterien und Mitteln, die nicht zur Re-Identifizierung 

führen
w Weitere Definitionen in Art. 4, insbes. „wissenschaftliche Forschung“
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Digitaler Omnibus – Wesentlicher Inhalt (2)

w Ergänzungen in Art. 9 DSGVO 
• Befugnis zur Verarbeitung biometrischer Daten zur Bestätigung der 

Identität einer Person (Art. 9 Abs. 2 lit. l)
• Befugnis zur Verarbeitung besonderer Kategorien pbD im 

Zusammenhang mit der Entwicklung und dem Betrieb von KI (Art. 9 
Abs. 2 lit. k) unter den Bedingungen des Art. 9 Abs. 5 DSGVO 

• Art. 9 Abs. 5 DSGVO fordert das Vermeiden der Verarbeitung dieser 
Daten bzw. Entfernen sensibler Daten durch geeignete TOMs oder - bei 
unverhältnismäßigem Aufwand - wirksamer Schutz dieser Daten vor 
Verwendung in Ergebnissen der KI und Offenlegung ggü. Dritten

ØSehr weit gefasste Befugnis; unkonkrete Schutzmaßnahmen

w Art. 88c Rechtsgrundlage für KI-Modelle/-Systeme
• Berechtigtes Interesse als rechtliche Grundlage für die Entwicklung und 

Einführung von KI
• Kinderschutz wird erwähnt, aber wiederum keine Schutzmaßnahmen
• Geeignete TOMs zum Schutz der Daten
• Bedingungsloses Widerspruchsrecht
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Digitaler Omnibus – Wesentlicher Inhalt (3)

w Beschränkung von Betroffenenrechten (Art. 12 Abs. 5)
• Bei Anträgen nach Art. 15 DSGVO, wenn die betroffene Person die 

Rechte der DSGVO für andere Zwecke als den Schutz ihrer Daten
missbraucht

ØAbgrenzung schwierig 

w Ausnahmen von Informationspflichten nach Art. 13 Abs. 4 und 5 
DSGVO
• Wenn keine datenintensive Tätigkeit ausgeübt wird und hinreichende 

Gründe für die Annahme bestehen, dass Betroffener bereits über die 
Kontaktdaten des Verantwortlichen und die Zwecke der Verarbeitung 
verfügt (Abs. 4)

• Verarbeitung erfolgt zu wissenschaftlichen Forschungszwecken und die 
Informationserteilung wäre unmöglich oder mit unverhältnismäßigem 
Aufwand verbunden oder die Verpflichtung würde die Erreichung der 
Ziele der Verarbeitung unmöglich machen; Informationen sind für die 
Öffentlichkeit bereitzustellen (Abs. 5 - neu) 
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Digitaler Omnibus – Wesentlicher Inhalt (4)

w Automatisierte Entscheidungsfindung (Art. 22 DSGVO)
• Ausdrücklicher Gesetzlicher Ausschluss von automatisierter 

Entscheidungsfindung wird gestrichen

w Meldung von Datenschutzvorfällen an Aufsichtsbehörden (Art. 33 
DSGVO)
• Verlängerung der Meldefrist auf 96 Stunden
• Einführung eines Single-Entry-Points: Zusammenfassung aller 

Meldungen von Cybersicherheitsvorfällen bei zentraler Anlaufstelle
• Höhere Schwellwerte: meldepflichtig sind nur Vorfälle die 

voraussichtlich zu einem hohen Risiko führen

w Datenschutzfolgenabschätzung (Art. 35 DSGVO)
• Erstellung einheitlicher EU-weit anzuwendender Listen, die eine DSFA 

erfordern, durch den Europäischen Datenschutzausschuss
ØErsetzt die bisherige heterogene Black- und Whitelists der 

nationalen Aufsichtsbehörden
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Digitaler Omnibus – Wesentlicher Inhalt (5)

w Cookie-Regulierung (Art. 88 a, b)
• Für bestimmte Zwecke sollen Zugriff auf die Endeinrichtung sowie die 

anschließende Datenverarbeitung auch ohne Einwilligung zulässig sein:
• statistische Reichweitenmessung 
• Aufrechterhaltung der Sicherheit des Dienstes

• Soweit Einwilligungen erforderlich sind, können Präferenzen - mit 
Ausnahme ggü. Mediendiensteanbietern - in automatisierter Form 
ausgedrückt werden

à Zusammenwirken der DSGVO mit den Regelungen der 
ePrivacy-Richtlinie soll vereinfacht werden, indem ausschließlich die 
DSGVO die Verarbeitung pbD in und von Endeinrichtungen regeln 
soll
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Stellungnahme des EDSA

w Vorschläge, die zu Vereinfachungen/Erleichterungen führen
• Einführung einer Definition und weitergehende Erleichterungen für 

wissentliche Forschung
• Ausnahme für die Verarbeitung von Daten für biometrische Authentifizierung
• Erleichterungen bei Meldungen von Datenschutzverletzungen und bei DSFA

w Vorschläge, die zu mehr Rechtssicherheit führen, aber 
verbesserungsbedürftig sind
• Berechtigtes Interesse im Zusammenhang mit KI
• Verarbeitung besonderer Kategorien pb Daten im Zusammenhang mit KI
• Beschränkung des Auskunftsrechts 
• Ausnahme für Informationspflicht ist klarzustellen
• Grundsätzliches Verbot der automatisierten Entscheidungsfindung sollte 

beibehalten werden 

w Vorschläge, die die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger 
beeinträchtigen
• Änderung der Definition personenbezogener Daten
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Fazit
w Entbürokratisierung oder Entkernung der Grundrechte?

• Eingriffe in Kernbereiche der DSGVO können zu einer Absenkung des 
Schutzniveaus führen

• Verengung des Begriffs der personenbezogenen Daten
• Verarbeitung sensibler Daten für KI
• Schwelle des hohen Risikos bei Meldungen von 

Datenschutzverletzungen
• Anknüpfung des Risikos an Mitarbeiterzahl

• "Erleichterungen“ führen zu neuen rechtlichen Unsicherheiten
• Gefestigte Rechtsauffassungen werden wieder in Frage gestellt 
• Zusammenwirken der DSGVO mit anderen Rechtsakten sowie 

Zusammenspiel der Aufsichtsstrukturen werden immer 
unübersichtlicher

• Fehlende nationale Umsetzungsgesetze
• Erleichterungen für Training und Betrieb von KI stärken u.U. eher US-

amerikanische Tech-Konzerne
• Welche Auswirkungen werden die Reformen der BReg  haben? 
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!


